Deutscher Bundestag Drucksache 7/ 85 

7. Wahlperiode 

30. 01. 73 
Sachgebiet 790 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Ritz, Dr. von Bismarck, 

Carstens (Emstek), Selters, Ey, Schröder (Lüneburg), Prinz zu Sayn-Wittgenstein- 
Hohenstein, Mursch (Soltau-Harburg) und Genossen 
- Drucksache 7/14 - 


betr. die Feigen der Sturmschäden vom 13. November 1972 in der Forstwirtschaft 


Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
hat mit Schreiben vom 29. Januar 1973 - V 3 - 5374.7 - die vor- 
genannte Kleine Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt 
beantwortet: 

Durch die Sturmkatastrophe am 13. November 1972 sind nach 
dem bisherigen Stand der Erhebungen insgesamt 17,6 Millionen 
Fm Holz geworfen worden, davon allein 15,9 Millionen Fm im 
Land Niedersachsen. Diese Sturmholzmenge entspricht 68 v. H. 
des für das Forstwirtschaftsjahr 1973 für die gesamte Bundes- 
republik vorgesehenen Einschlagsplans. Die Gesamtschadens- 
fläche beläuft sich auf fast 120 000 ha. Auf den Privatwald, fast 
ausschließlich bäuerliche Betriebe, entfallen etwa 8 Millionen 
Fm bzw. etwa 70 000 ha. 

Die als erste Maßnahme von der Bundesregierung mit Zustim- 
mung des Bundesrates erlassene Verordnung über die Beschrän- 
kungen des ordentlichen Holzeinschlags der Forstwirtschaft nach 
dem Forstschäden- Ausgleichsgesetz (BGBl. I S. 2308), die am 
14. Dezember 1972 in Kraft getreten ist, hat sich schon jetzt in 
gewissem Umfang marktstabilisierend ausgewirkt. 


Die Fragen im einzelnen beantworte ich wie folgt: 

1. Was hat die Bundesregierung getan, um über die verabschiedete 
Verordnung hinaus eine Importbeschränkung gemäß § 2 des 
Forstschäden-Ausgleichsgesetzes für konkurrierende Hölzer zu 
erlangen? 

Die Bundesregierung hat alle Möglichkeiten geprüft, die Ein- 
fuhr der vom Windwurf betroffenen Holzsortimente für das 
Kalenderjahr 1973 zu beschränken. Die für die Einfuhrbe- 
schränkung notwendigen Konsultationen mit der Europäischen 
Gemeinschaft sind im Gange. 
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2. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, den Holzex- 
port zu fördern? 

Die Bundesregierung hat die deutschen Landwirtschafts- und 
Forstreferenten bei den Botschaften der in Frage kommenden 
Staaten beauftragt, Möglichkeiten des Exports zu erkunden. 
Grundsätzlich ist jedoch die Feststellung von Exportmöglich- 
keiten sowie die Ausfuhr selbst der Initiative des Holzhandels 
und des Waldbesitzes überlassen. 

Verhandlungen zwischen inländischen Holzexporteuren und 
ausländischen Importeuren sind bereits aufgenommen worden. 
Wegen der Frachtbelastung wird es voraussichtlich jedoch nur 
in beschränktem Umfang möglich sein, Sturmholz zu exportie- 
ren. Beihilfen zur Förderung des Holzexports können gemäß 
Artikel 92 EG-Vertrag nicht gewährt werden. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, für die Aufarbeitung des Wind- 
brudi" und Windwurfholzes Finanzhilfen zur Verfügung zu 
stellen, und wenn ja, in welcher Höhe? 

Die Prüfung, ob und in welchem Umfang sich die Bundesregie- 
rung an den vom Land Niedersachsen zu treffenden finanziellen 

Hilfsmaßnahmen beteiligen wird, konnte noch nicht abgeschlos- 
sen werden. 

4. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, um Forstfacharbeiter 
aus den nicht sturmgeschädigten Gebieten der Bundesrepublik 
Deutschland in die Sturmschadensgebiete zu vermitteln? 

Folgendes ist veranlaßt: 

— Im Land Niedersachsen selbst sind Waldfacharbeiter und 
Maschinen aus den nicht von der Sturmkatastrophe betrof- 
fenen Landesteilen im Sturmschadensgebiet schwerpunkt- 
mäßig eingesetzt. 

— Die nicht vom Sturmschaden betroffenen Bundesländer ha- 
ben dem Land Niedersachsen Waldfacharbeiter und Maschi- 
nen zur Verfügung gestellt. Sie werden außerdem dafür 
Sorge tragen, daß die in diesen Ländern ansässigen privaten 
Forstunternehmer weitmöglich - mit Facharbeitern und Ma- 
schinen - im Sturmschadensgebiet tätig werden. 

— Die Forstunternehmen des Landes Niedersachsen setzen zu- 
sätzlich ausländische Arbeitskräfte zur Schadensbeseitigung 
ein. 

— Ausländische Forstbehörden (z. B. Schweden) haben dem 
Land Niedersachsen leihweise forstliche Großmaschinen, die 
normalerweise wegen der anders gearteten Verhältnisse für 
einen Einsatz in der Bundesrepublik nicht geeignet sind, 
zur Verfügung gestellt. 

— Im übrigen sind nach dem Orkan am 13. November 1972 
zu Aufräumungsarbeiten auch Bundeswehreinheiten einge- 
setzt worden. 

Für die Katastrophen-Hilfeleistung hat der Bundesminister 
der Verteidigung im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen auf die Erstattung der Kosten verzichtet. 
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5. Ist die Bundesregierung bereit, Aufforstungsbeihilfen zur Wie- 
deraufforstung in angemessener Höhe bereitzustellen? 

Die in der Antwort zu Frage 3 angesprochene Prüfung erstreckt 
sich auch auf Beihilfen zur Wiederaufforstung der Schadens- 
flächen. 


6. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um den ge- 
schädigten Land- und Forstwirten nach § 34 b EStG schnell und 
unbürokratisch, d. h. ohne besondere Erstellung von Gutachten 
zu helfen, und welche anderen steuerlichen Maßnahmen gedenkt 
sie zu ergreifen? 

a) Auf Einkünfte aus Holznutzung infolge höherer Gewalt sind 
nach § 34 b des Einkommensteuergesetzes ermäßigte Steuer- 
sätze anzuwenden. Voraussetzung dafür ist u. a., daß zur 
Abgrenzung der außerordentlichen Holznutzung gegenüber 
der ordentlichen der Umfang der ordentlichen Holznutzung 
durch ein amtlich anerkanntes Betriebsgutachten festgesetzt 
worden ist. Ob aus Billigkeitsgründen auf dieses gesetzliche 
Erfordernis verzichtet und der Umfang der ordentlichen 
Holznutzung statt dessen nach einem Pauschsatz bemessen 
werden kann, kann nur im Einvernehmen mit den obersten 
Finanzbehörden der Länder entschieden werden. Der Bun- 
desminister der Finanzen hat sich bereits mit diesen in Ver- 
bindung gesetzt und wird sich bemühen, eine Entscheidung 
so kurzfristig wie möglich herbeizuführen. 

b) Die weiter in Betracht kommenden steuerlichen Maßnahmen 
hat die Bundesregierung im wesentlichen bereits unmittel- 
bar nach der Sturmkatastrophe in die Wege geleitet. 

So hat der Bundesminister der Finanzen durch Fernschrei- 
ben vom 16. November 1972 an die obersten Finanzbehör- 
den der Länder umfangreichen Billigkeitsmaßnahmen auf 
steuerlichem Gebiet zugestimmt. Danach sind in Anlehnung 
an die Regelung, die im März 1970 anläßlich der Hochwas- 
serkatastrophe getroffen worden ist, erweiterte Abschrei- 
bungsmöglichkeiten und Sonderabschreibungen, großzügige 
Steuerstundungen, ein befristeter Verzicht auf Beitreibungs- 
maßnahmen und auf die Erhebung von Säumniszuschlägen 
und anderes mehr vorgesehen. Diese Billigkeitsregelung 
gilt selbstverständlich auch für Sturmschäden der Land- und 
Forstwirte. 

c) Außerdem wird der Niedersächsische Minister der Finan- 
zen durch entsprechenden Erlaß sicherstellen, daß der be- 
sonderen Notlage der sturmgeschädigten Forstbetriebe 
durch eine beschleunigte und einfache Fortschreibung der 
Einheitswerte auf den 1. Januar 1973 Rechnung getragen 
wird. 

d) Zusätzliche Billigkeitsmaßnahmen sind unter Umständen bei 
der Körperschaftsteuer für forstwirtschaftliche Zusammen- 
schlüsse möglich. Derartige Zusammenschlüsse in der Rechts- 
form eines Vereins oder einer Genossenschaft, deren Ein- 
nahmen aus Beiträgen und Gebühren im Veranlagungszeit- 


3 



Drucksache 7/85 Deutscher Bundestag — 7 . Wahlperiode 


raum 50 000 DM nicht überschreiten, werden nach der Ver- 
waltungspraxis in entsprechender Anwendung der Grund- 
sätze des Abschnitts 38 Abs. 4 KStR nur mit den sonstigen, 
mit der eigentlichen Verbandstätigkeit nicht in Zusammen- 
hang stehenden Einnahmen (z. B. aus Kapitalvermögen und 
aus Vermietung und Verpachtung) zur Körperschaftsteuer 
herangezogen. Diese Regelung hat sich bisher als ausrei- 
chend erwiesen. Sollte jedoch die Einnahmegrenze nunmehr 
deswegen überschritten werden, weil infolge der Sturm- 
schäden in erhöhtem Maße Gebühreneinnahmen anfallen, 
so wird die Bundesregierung im Einvernehmen mit den zu- 
ständigen Landesregierungen prüfen, ob im Einzelfall aus 
Billigkeitsgründen davon abgesehen werden kann, aus der 
Überschreitung der Einnahmegrenze steuerliche Folgerun- 
gen zu ziehen. 

e) Weitere steuerliche Erleichterungen speziell für die Forst- 
wirtschaft sind im Forstschäden- Ausgleichsgesetz vorge- 
sehen. Diese sind durch die bereits am 14. Dezember 1972 
in Kraft getretene Verordnung der Bundesregierung über 
die Beschränkung des ordentlichen Holzeinschlags der Forst- 
wirtschaft ausgelöst worden. Im einzelnen handelt es sich 
um 

— die Auflösung der für derartige Schadensfälle gebildeten 
Rücklagen 

— die Erhöhung des Betriebsausgaben-Pauschsatzes für 
nichtbuchführende Forstwirte 

— die Stundung der halben Vermögensabgabe und 

— den Bewertungsabschlag für Holz-Übervorräte. 


7. Welche Transporthilfen beabsichtigt die Bundesregierung zu 
gewähren, um im Sinne des Forstschäden-Ausgleichsgesetzes 
einen ausgeglichenen Holzmarkt zu sichern? 

a) Die Deutsche Bundesbahn hat am 15. Januar 1973 einen Aus- 
nahmetarif eingeführt, der Stammholz (Langholz, Stamm- 
holzabschnitte) aus Windwürfen (Windwurfholz) über 2,50 m 
lang über Entfernungen von mehr als 100 km begünstigt. 
Der Tarif sieht Ermäßigungen bis zu 22,5% (150 km) gegen- 
über dem Regeltarif vor. 

b) Durch Einführung des § 19 a in das Güterkraftverkehrsge- 
setz ist die Möglichkeit geschaffen worden, zur Vermeidung 
schwerwiegender volkswirtschaftlicher Nachteile, für be- 
stimmte Beförderungen Ausnahmegenehmigungen für den 
gewerblichen Güterfernverkehr zu erteilen. Diese Ausnah- 
memöglichkeit bezieht sich ausdrücklich auch auf Windwurf- 
Katastrophen. Damit dürfte sichergestellt sein, daß für die 
Abbeförderung von Windwurfholz im gewerblichen Güter- 
fernverkehr ausreichender Laderaum zur Verfügung gestellt 
werden kann. 
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